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Zur Armenpolizei.“) 


Das Geſetz vom 10. Mai 1873, R G. Bl. Nr. 108, hat zwar 
die Strafbarkeit der Arbeitſcheue und Landſtreicherei, ſowie die Bedin⸗ 
gungen der Stellung unter Polizeiaufſicht und der Anhaltung in einer 
Zwangsarbeitsanſtalt normirt, dagegen hinſichtlich der Strafbarkeit des 
Bettelns ſich auf die betreffenden Paragraphe des allgemeinen Gtraf- 
geſetzes berufen. Allein letzteres erklärt als unbedingt ſtrafbar in 8 519 
nur jenes Betteln, wobei der Bettler, um größeres Mitleid zu erwecken, 
Verſtellung von körperlichen Gebrechen, Wunden, Krank⸗ 
heiten u. dgl. anwendet, dann im $ 520, falls ein Kind unter 
14 Jahren im Betteln betreten wird, die Sorgloſigkeit der 
Eltern oder derjenigen, unter deren Aufſicht oder Pflege 
das bettelnde Kind ſteht, wenn dieſelben davon Kenntniß gehabt 
oder das bettelnde Kind ſelbſt dazu veranlaßt hätten, endlich in 8 521 
das Herleihen eines Kindes von Seite der Eltern und jener 
Perſonen, welchen die Erziehung, Pflege oder Obhut über dieſe Kinder 
obliegt, um dieſelben von anderen Perſonen als Werkzeuge des Bettelns 
gebrauchen zu laſſen. 

Dagegen iſt das einfache Betteln nach den 88 517 und 518 
allg. St. G. nur dann als Uebertretung vom Gerichte (mit Arreſt bis 
zu 1 Monat, nach öfterer Betretung bis zu 3 Monaten) zu bejtrafen, 
wenn Armen⸗Verſorgungsanſtalten beſtehen und dabei eine mehrmalige 
Betretung im Betteln Hang zum Müßiggange und Fruchtloſigkeit der 
geſchehenen Abmahnung oder erſten (polizeilichen) Beſtraſung bezeugt. 
Dabei hat zum beſſeren Verſtändniſſe 8 517 den Satz vorausgeſchickt: 
„Die Vorkehrung gegen das Betteln ſteht mit den Armen⸗Verſorgungs⸗ 


anſtalten in Verbindung und iſt im Allgemeinen der Ortspolizei über⸗ 


tragen.“ — Auf demſelben Standpunkte ſtehen noch jetzt unſere öſter⸗ 
reichiſchen Gemeinde⸗Ordnungen, für welche 
5. März 1862, R. G. Bl. Nr. 18, in Artikel V unter Ziffer 8 


) Wir entnehmen den vorſtehenden Aufſatz der von Oberlandesgerichts⸗ 
rath Georg Lienbacher herausgegebenen und redigirten Zeitſchrift „Oeffent⸗ 
liche Sicherheit“ (Nr. 2 und 3 ex 1878). 


das Reichsgeſetz vom 


den Grundſatz aufſtellte, daß „das Armenweſen und die Sorge 
für die Gemeinde-Wohlthätigkeitsanſtalten“ zum „ſelbſtſtän— 
digen, d. i. zu demjenigen Wirkungskreiſe gehören, in mel: 
chem die Gemeinde mit Beobachtung der beſtehenden Reichs⸗ 
und Landesgeſetze nach freier Selbſtbeſtimmung anordnen 
und verfügen kann“, und daß der Umfang dieſer Aufgabe in dem 
Sinne aufzufaſſen ſei, daß dieſe Aufgabe ſo weit reiche, als ſie „das 
Inter eſſe der Gemeinde zunächſt berührt und innerhalb 
ihrer Grenzen durch ihre eigenen Kräfte beſorgt und durch— 
geführt werden kann.“ 

Aus dieſen geſetzlichen Normen ergeben ſich nun zwei Grundſätze 
und zwar 1., daß das Betteln nur ſoweit ſtrafbar ſei, als es nicht wegen 
| Mangels an beſtehenden Verſorgungsanſtalten entſchuldbar iſt, und 2., 
daß nicht die Exiſtenzberechtigung einer ſelbſtſtändigen politiſchen Gemeinde 
vom Beſtande ausreichender Armenverſorgungsanſtalten oder von der 
Fähigkeit zur Errichtung derſelben, ſondern vielmehr die Pflicht zu 
deren Herſtellung von der Leiſtungsfähigkeit einer ſelbſtſtändigen poli⸗ 
tiſchen d. i. Ortsgemeinde abhängig iſt. N 

Nun gibt es aber viele Gemeinden, welche nicht im Stande 
| find, ausreichende Armenverſorgungsanſtalten (im allgemeinſten Sinne 
dieſes Wortes) herzuſtellen, und darin liegt der Grund zu der traurigen 
Erſcheinung, daß dem Bettelunweſen mit den geſetzlichen Waffen noch 
immer nicht ausreichend begegnet werden kann, obgleich die Läſſigkeit, wo⸗ 
mit ſo manche Sicherheitsbehörden und deren Organe das Bettelunweſen 
bekämpfen, gleichfalls nicht wenig dazu beiträgt, daß dieſes Uebel zum 
großen moraliſchen und wirthſchaftlichen Schaden des Gemeinwohles 
fortbeſteht. Man kann jedoch nur dann mit voller Strenge gegen dieſe 
Läſſigkeit auftreten, wenn ihr der Vorwand der Ungenügendheit der 
beſtehenden Armen⸗Verſorgungsanſtalten entzogen wird; hierin muß 
Abhilfe geſchaffen werden. 
Wir ſagten, hier müſſe geholfen, d. h. es müſſe für die Her⸗ 
ſtellung und Dotirung von Armenverſorgungsanſtalten derart geſorgt 
werden, daß im Sinne der citirten Stellen des Strafgeſetzes das Betteln 
nicht mihr entſchuldbar iſt, unſere Aufgabe ift es daher jetzt, die Mittel 
der Abhilfe anzudeuten. 

Das erſte Abhilfsmittel ergibt ſich aus der natürlichen Pflicht 
jeder höheren Gemeinde, ſür die untere Gemeinde inſoweit einzutreten, 
als dieſe mit ihren eigenen Kräften nicht ausreicht, ſo daß die Bezirks⸗ 
gemeinde (der Bezirk) ſür die Ortsgemeinde, die Landesgemeinde (das 
Land) für die Bezirksgemeinde und die Staatsgemeinde (der Staat) für 
die Landesgemeinde aufzukommen hat. ö 
Nun wird man uns allerdings ſogleich einwenden, daß dadurch 
Neue die Bezirks⸗ und Landesumlagen, die ohnehin bereits eine 
unleidliche Höhe erreichten, geſteigert werden müßten. Allein wir ſtreben 
das nicht bloß nicht an, ſondern werden es möglichſt zu vermeiden 
ſuchen. Wer jedoch gleich uns überzeugt iſt, daß das Bettelunweſen 
unbedingt beſeitigt werden muß, der hat nur die Wahl, entweder dafür 

einzutreten, daß eine Gemeinde, welche ihre Armen nicht angemeſſen ver⸗ 


auf's 


ſorgen kann, mit einer beſſer ſituirten Nachbargemeinde zwangsweiſe 
(denn auf freiwillige Zuſtimmung der letzteren iſt nicht zu rechnen) ver⸗ 
einigt werde oder dafür den Bezirk, beziehungsweiſe das Land aufkom⸗ 
men zu laſſen. Wer hätte aber den Muth, ſtatt der vielen Gemeinden 
eines Bezirkes nur eine einzige, wenn auch beſſer ſituirte Ortsgemeinde 
für die Armenverſorgungsauslagen einer andern Ortsgemeinde ſorgen 
zu laffen? Hieße das nicht dem Kleineren eine größere Laſt aufbürden, 
um den Größeren mit einer kleineren Laſt zu verſchonen? 

Der k. k. Bezirkshauptmann a. D. Herr Obentraut hat im 
Abgeorduetenhauſe am 7. März 1878 berechnet, daß im Jahre 1874 
die Landesfondszuſchläge der öſterreichiſchen Reichshälfte 17,814.63 fl. 
betrugen und die Landes-, Bezirks⸗ und Gemeindezuſchläge zuſammen 
bei 55,000.000 fl. betragen dürften. So betrug damals in Nieder | 
öſterreich die Geſammtſumme der directen Steuern 26,770.790 fl. 
und die Zuſchläge zu dieſen Steuern für das Land, die Bezirke und 
die Gemeinden betrugen 21, 972.506 fl. Für Salzburg betrugen die 
directen Steuern 763.150 fl. und die Zuſchläge 544.521 fl. u. ſ. w. 
Die Zufchläge betrugen ſomit in Niederöſterreich 80%, in Salzburg 
71%, der directen Steuern. Die größte Verſchiedenheit der Belaſtung 
tritt jedoch bei den Gemeinden unter einander ein. So betragen die Zu⸗ 
ſchläge in den Gemeinden Kärntens 1½ bis 90 %; in Niederöſter— 
reich / bis 280%; in Oberöſterreich 2¼ bis 156%; in Steier- | 
mark ½ bis 157% ; in Salzburg 8 bis 293% u. ſ. w. Eine ge⸗ 
rechte Ausgleichung der Armenverforgungslaſt könnte ſomit nur ſelten 
zwiſchen einzelnen Gemeinden erfolgen, ſie muß vielmehr meiſt im 
ganzen Bezirke, beziehungsweiſe im ganzen Lande oder Staate geſucht 
werden. 

Das zweite Mittel der Abhilfe muß in der entſprechenden 
Einrichtung von freiwilligen und Zwangsarbeitsanſtalten gejucht werden. 
Dabei haben wir nicht große Anſtalten oder Gebäude, ſondern kleine 
im Auge. Bei thunlichſter Anlehnung an ſchon beſtehende Humanitäts⸗ 
und religiöfe Anſtalten wird dem Bedürfniſſe nach freiwilligen Arbeits⸗ 
anſtalten leicht eutſprochen werden. Schwieriger iſt die Einrichtung von 
Zwangsarbeitsanſta ten. Die Gerichte erklären zahlreiche Perſonen für 
geeignet, in einer Zwangsarbeitsanſtalt angehalten zu werden; allein 
wegen Mangels ſolcher Anſtalten oder wegen ihrer Koſtſpieligkeit werden 
verhältnißmäßig wenige ſolcher Perſonen in derlei Anſtalten angehalten 
und zur Arbeit erzogen. 

Mit Rückſicht, auf die Entlegenheit ſolcher Auſtalten, die Koft- 
ſpieligkeit des Schubes und die großen Anſprüche der erſteren müſſen 
es in der That die Gemeinden geradezu fürchten, ein arbeitſcheues In⸗ 
dividvum in eine Zwangsarbeitsanſtalt abzugeben. Es ſoll jedes Land 
wenigſtens eine, nach Bedarf auch mehrere, und zwar gleichmäßig ver⸗ 
theilte Zwangsarbeitsanſtalten haben, dieſe ſollten mehr hausväterlich 
eingerichtet, dem Hausvater ſollte die volle Zuchtgewalt unter Controle 
der politiſchen Bezirksbehörde eingeräumt und dieſe Anſtalten ſollten ſo 
eingerichtet werden, daß ſich die Zwänglinge ihren Lebensunterhalt 
ſelbſt verdienen und deren Heimatsgemeinden für ſie nichts oder doch 
nur wenig zu leiſten haben. Man greife dieſe Sache nur einmal ernſt⸗ 
lich an, das Nichtsthun gegenüber einer ſo großen Calamität wäre der 
unverzeihlichſte und verhängnißvollſte Fehler. 

Je mehr die Trägen zur Arbeit erzogen werden, deſto geringer 
wird die Zahl der Armen und die Summe ihrer Verpflegskoſten werden. 

Das dritte Abhilfsmittel iſt die Zuwendung der Strafgelder an 
die Gemeinde-, Bezirks⸗ und Landesarmenfonde. Alle Strafgelder, worauf 
in erſter Inſtanz die Gemeinde erkennt, ſollten in den Gemeinde⸗ 
armenfond; alle Strafgelder, worauf ein Bezirksgericht oder eine lan⸗ 
desſürſtliche politiſche oder Polizeibehörde erkennt, in den Bezirksarmen⸗ 
fond; alle Straſgelder, worauf ein Kreis- oder Landesgericht oder eine 
politiſche Landesbehörde erkennt, in den Landesarmenfond fließen. Zu⸗ 
gleich ſollte ein Geſetz geſtatten, daß der Richter, ſoweit es die Natur 
der Delicte, welche gegenwärtig nur mit Freiheitsſtrafen bedroht ſind, 
zuläßt, auch auf Geldſtrafe erkennen und durch dieſe einen Theil der 
Freiheitsſtrafe für verbüßt erklären könne. 

Es iſt eine falſche Sentimentalität, die Strafgelder den ent⸗ 
laſſenen Sträflingen zuzuweiſen und fie den Armenfonden zu nehmen. 
Eutlaſſene Sträflinge bekommen ihren oft bedeutenden Arbeitsüberver⸗ 
dienſt und haben, ſoweit letzterer nicht ausreicht, gleich andern Armen 
Auſpruch auf Armenverſorgung. Es verletzt aber das Gefühl und die 
Klugheit, Strafgelder den entlaſſenen Sträflingen zuzuwenden, während 
deren Zuwendung an den Armenfond der Strafe ſelbſt einen ſittigenden 


| 


134 


Charakter aufprägt. Man ſollte es ja auch überall zu vermeiden ſuchen, 


daß der Arbeitſame für den Trägen, der Ehrliche für den Unehrlichen 
büße und zuletzt noch der Geſetzesverächter eine Prämie von dem 
Geſetzestreuen erhalte. 

Das vierte Abhilfsmittel wäre die Zuwendung mancher Polizei⸗ 
tagen für polizeiliche Conceſſionen. 

Das fünfte Mittel wäre eine Armenſteuer, die den Vermöglichen 
und jenen großen Unternehmungen aufzulegen wäre, welche die Arbeits⸗ 
kraft zahlreicher Perſonen ausnützen, ohne für deren Altersverſorgung 
einzutreten. 

Uebrigens können und wollen wir die Zahl dieſer Abhilfsmittel 
hier nicht erſchöpfen, ſondern wir überlaſſen es jedem denkenden Vater⸗ 
lands⸗ und Menſchenfreund, noch andere Abhilfsmittel anzudeuten und 
ſo ſein Schärflein zur befriedigenden Löſung der hier von uns 
berührten hochwichtigen Angelegenheit beizutragen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Ein Verkäufer von Waaren des Fabriksetabliſſements eines An⸗ 

deren darf die Marke dieſes Producenten für ſich nicht aneignen, 

beziehungsweiſe dieſelbe nicht auf ſeinen eigenen (des Verkäufers) 
Namen regiſtriren laſſen. 

Bei dem Marken⸗Regiſtrirungsamte der n. 
Gewerbekammer erſcheinen laut Certifikaten regiſtrirt: 

„1. auf Folio 168, Nr. 832, ddo. 21. Juli 1871, eine vom 
Nähmaſchinenhändler Georg N. geführte Marke (ein Schiffchen, zwei 
Nadeln und ein Faden in Geſtalt eines 8, mit der Umſchrift: „The 
Singer M. F. G. Co. N. V., Trade Mark“), 

2. auf Folio 179, Nr. 888, ddo. 11. Mai 1872, eine Marke 
des Georg N. (großes 8 mit Inſchrift: „Singers Original⸗Nähmaſchi⸗ 
nen“ und einer Frauengeſtalt), 

h 3. auf Folio 303, Nr. 1506, ddo. 15. Mai 1876, eine vom 
Nähmaſchinenhändler Benoit F. geführte Marke: großes, rothes S 
mit der Inſchrift: „Singers verb. (eſſerte) Original⸗Nähmaſchinen“, 

4. auf Folio 369, Nr. 1836, ddo. 14. September 1877, über 
Einſchreiten des Dr. G. (Bevollmächtigter des Nähmaſchinenhändlers 
Georg N.) eine Marke für: he Singer Manufacturing Company 


6. Handels⸗ und 


in New⸗YPork, beſtehend aus Schiffchen, Nadeln und Faden, ganz genau 


wie sub. 1, Folio 168, Nr. 832. 

Unterm 6. Juni 1877 überreichte Georg N. beim Wiener Ma⸗ 
giſtrate eine Klage wider Benoit F. wegen widerrechtlicher Anbringung 
der Abbildung der Marke des Georg N. auf der Gewölbthüre des 
Erſteren, worüber der Magiſtrat unterm 23. Auguſt 1877, Z. 128.864, 
den Beſcheid erließ, daß dem Benoit F. der fernere Gebrauch der einen 
weſentlichen Beſtandtheil der Marke des Georg N. bildenden Figur für 
die Zukunft behördlich unterſagt werde. Die Führung der Marke des 
Benoit F. (ein 8 mit der Inſchrift: „Singers verb. Original⸗Näh⸗ 
maſchinen“) könne dem Genannten jedoch nicht verboten werden, weil 
derſelbe thatſächlich auch Original⸗Nähmaſchinen aus Singers Fabrik 
in New⸗York am Lager habe. 

Unterm 6. Juli 1877 ſtrengte nun Benoit F. eine Klage 
wider Georg N. an und ſtellte das Anſucheu um Annullirung der 
Marke des Letzteren. Begründet wird dieſes Einſchreiten damit, daß 


bereits anläßlich eines im Jahre 1872 abgeführten Markenſtreites zwiſchen 


den beiden Genannten vom Magiſtrate und von der Statthalterei ent⸗ 
ſchieden worden ſei, daß Benoit F. eine Verletzung der Markenrechte 
des Georg N. nicht begangen habe, und daß vielmehr Georg N. in 
unberechtigter Weiſe die Firma und Marke der Si ger Manufacturing 
Company auf feinen Namen habe regiſtriren laſſen. 

Mit dem Beſcheide vom 6. September 1877, 8. 152.932, ver⸗ 
ſtändigte jedoch der Wiener Magiſtrat auf Grund eines Rathabeſchluſſes 
den Benoit F., daß ſeinem Einſchreiten um Annullirung der von Georg 
N. am 21. Juli 1871 und 11. Mai 1872 regiſtrirten Marken nicht 
Folge gegeben werden könne, nachdem der Letztere Generalagent der 
Singer Manufacturing Company jei, und da der Erlaß des Staats⸗ 
miniſteriums vom 16. April 1861, 3. 6989, wornach die Regiſtrirung 
einer ausländiſchen Marke für ein ausländiſches Fabricat auſ den Namen 
eines Anderen unzuläſſig ſei, vielfach durch ſpätere geſetzliche Beſtim⸗ 
mungen, namentlich durch das Geſetz vom 15. Juni 1865, R. G. Bl. 


Nr. 45, wornach die Beſtimmungen des Markenſchutzgeſetzes unter der 
Bedingung der Gegenſeitigkeit auf die Marken und Bezeichnungen der 
Gewerbetreibenden fremder Staaten Anwendung finden, alterirt und 
aufgehoben erſcheint, und da insbeſondere auch mit Rückſicht auf die 
mit den Vereinigten Staaten von Nordamerika abgeſchloſſene Convention 
vom 25. November 1871, R. G. Bl. Nr. 66 ex 1872, die Nicht⸗ 
anwendbarkeit des eitirten Staatsminiſterialerlaſſes vom 16. April 1861 
auf den vorliegenden Fall außer Frage ſtehe; endlich da Benoit F. 
nicht als Verletzter und daher nicht als eine im Sinne des $ 15 
Markenſchutzgeſetz klageberechtigte Partei angeſehen werden könne. 

Unter dem 14. September 1877 überreichte nunmehr Georg N. 
als Generalagent der Singer Manufacturing Company in New⸗York 
beim Wiener Magiſtrate die Bitte um Annullirung der für Benoit F. 
regiſtrirten Schutzmarke Nr. 1506, worauf der Magiſtrat mit dem 
Beſcheide vom 23. September 1877, Z. 206.083, erkannte: „Es wird 
die Annullirung der am 15. Mai 1876, Folio 303, sub. Nr. 1506 
des Markenregiſters der n. ö. Handels- und Gewerbekammer auf den 
Namen Benoit F., Nähmaſchinenhändler, eingetragenen Marke, beſtehend 
aus einem auf weißem Grunde befindlichen großen, rothen 8 mit der 
Inſchrift: „Singers verbeſſerte Original⸗Nähmaſchinen“ und der Ueber⸗ 
ſchrift „Benoit F., Opernring 13“, auf Grund der 88 6 und 23 des 
Markenſchutzgeſetzes vom 7. December 1858, R. G. Bl. Nr. 230, 
ausgeſprochen, weil, ganz abgeſehen von der Frage, 05 fich die regi⸗ 
ſtrirte Marke des Benoit F. nicht als eine Nachbildung der für Georg 
N. bereits am 11. Mai 1872, auf Folio 179, Nr. 888, regiſtrirten 
Marke, welche zugleich die regiſtrirte Marke der Singer Manufacturing 
Company iſt, darſtellt, — Benoit F. ſich widerrechtlich des Namens 
und der Benennung des Etabliſſements eines anderen Gewerbetreibenden 
bedient hat.“ 0 

Gegen die Erkenntniſſe des Wiener Magiſtrates vom 6. Sep⸗ 
tember 1877, 8. 152.932, und vom 25. September 1877, 3. 206.083, 
ergriff Benoit F. den Recurs an die n. ö. Statthalterei, welche unter 
dem 21. Jänner 1878, 3. 31.955, folgende Entſcheidung fällte: 

1. Dem Recurſe des Benoit F. gegen das Magiſtratserkenntniß 
vom 6. September 1877, 3. 152.932, wird Folge gegeben, und die 
Annullirung der beiden Marken, Nr. 832 und 888, des Georg N 
wird angeordnet: „Die erſtere Marke des Georg N. (832) iſt nämlich 
bereits mit der Statthalterei⸗Entſcheidung vom 4. Mai 1872, 38 12.303, 
als nicht zu Recht beſtehend erklärt worden und hätte läugſt im Mar⸗ 
kenregiſter gelöſcht werden ſollen. Nunmehr wird auch die zweite Marke 
(Nr. 888) des Georg N. für ungiltig erklärt, weil rückſichtlich dieſer 
der gleiche Nichtigkeitsgrund beſteht. Die vom Magiſtrate im angeſoch⸗ 
tenen Erkenntniſſe ausgeführte Begründung, daß der principielle Erlaß 
des Staatsminiſteriums vom Jahre 1861 durch das Geſetz vom 15. Juni 
1865, R. G. Bl. Nr. 45, über die Zulaſſung von Ausländern zur 
Erlangung des Markenſchutzes in Oeſterreich und insbeſondere durch die 
Convention mit Nordamerika vom 15. November 1871, R. G. Bl. 
Nr. 66, alterirt worden ſei, vermag die Statthalterei⸗Entſcheidung nicht 
zu entkräften, weil das Geſetz vom 15. Juni 1865 die Zulaſſung der 
Ausländer zur Erlangung des Markenſchutzes an die Bedingung der 
Gegenſeitigkeit knüpft, die als Grundlage des Reciprocitätsverhältniſſes 
anzuſehende Convention mit Nordamerika nach Artikel III derſelben erſt 
90 Tage nach dem am 22. April 1872 erfolgten Austauſche der 
Ratificationen wirkſam wurde und ſomit zur Zeit der Regiſtrirung der 
Marken Nr. 852 und 888 des Georg N., d. i. am 21. Juli 1871 
und 11. Mai 1872 noch gar nicht in Kraft getreten war, — und weil. 
trotz der principiellen Zulaſſung von Ausländern zur Erlangung des 
Markenſchutzes in Oeſterreich doch auch heute daran unverändert feſt⸗ 
gehalten werden muß, daß es nicht angehe, daß ein hieſiger Gewerbe⸗ 
treibender auf ſeinen Namen eine ausländiſche Marke für ein auslän⸗ 
diſches Fabricat regiſtriren laſſe und auf dieſem Wege (vielleicht ſogar 
ohne Wiſſen und Willen des ausländiſchen Producenten) ſeine Marke 
und fein Fabricat eines Schutzes theilhaftig werde, um den ſich nach 
A]. 2 des Geſetzes vom 15. Juni 1865 der Ausländer erſt ſelbſt 
bewerben müßte.“ 

2. Der Recurs des Benoit F. gegen die Magiſtrats⸗Entſcheidung 
vom 23 September 1877, 3. 206.083, wird zurückgewieſen und iſt 
die Marke (Nr. 1506) des Genannten zu löſchen, „weil laut Certifi⸗ 
cates der n. ö. Handelskammer Benoit F. dieſelbe auf ſeinen Namen 
und für den Handel mit Singers Nähmaſchinen zur Regiſtrirung gebracht 
hat. Verwendet nämlich Benoit F. dieſe Marke zur Bezeichnung echter 
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Singer⸗Maſchinen, ſo ereignet ſich dasſelbe, was bereits bezüglich der 
Georg N.'ſchen Marken als unzuläſſig bezeichnet wurde, daß das aus⸗ 
ländiſche Fabricat eines Markenſchutzes theilhaftig würde, ohue daß der 
ausländiſche Fabricant denſelben erwirkte. Wird aber die Marke zur 
Bezeichnung von Nähmaſchinen verwendet, welche nicht Fabricate der 
The Singer Manufacturing Company find, jo würde dies den Be⸗ 
ſtimmungen des Markenſchutzgeſetzes entgegen ſein, es entbehrt daher die 
in Rede ſtehende Marke in dem einen wie in dem anderen Falle der 
geſetzlichen Zuläſſigkeit zur Regiſtrirung.“ 

3. Unter einem wurde jedoch ausgeſprochen, „daß die von Ihe 
Singer Manufacturing Compa y in New⸗York mittlerweile (am 14. 
September 1877) auf Folio 369, sub 1836, bei der n. 6. Handels⸗ 
und Gewerbekammer auf ihren Namen für den Handel mit Nähmaſchi⸗ 
nen regiſtrirte Schutzmarke ſelbſtverſtändlich durch die vorſtehende Ent⸗ 
ſcheidung unberührt bleibt.“ 

Gegen dieſe Statthalterei⸗Entſcheidung wurde ein Miniſterialrecurs 
ſeitens des Georg N. eingebracht, welcher Recurs ſich natürlicherweiſe 
blos auf den Punkt I der Statthalterei⸗Entſcheidung erſtreckt. 

Das k. k. Handelsminiſterium hat mit Entſcheidung vom 30. April 
1878, 3. 7805, erkannt: 

„Dem Miniſterialrecurſe des Georg N., Generalagenten der The 
Singer Manufacturing Company in New⸗Nork, gegen die Statthalterei⸗ 
Entſcheidung vom 21. Jänner 1878, 3. 31.955, inſoferne damit die 
von Georg N. unter dem 21. Juli 1871, auf Folio 168, sub. Nr. 832, 
und unter dem 11. Mai 1872, auf Folio 179, sub. Nr. 888, bei der 
n. ö. Handels⸗ und Gewerbekammer auf ſeinen Namen regiſtrirten 
Marken als ungiltig außer Kraft geſetzt wurden, und deren Löſchung 
im Markenregiſter angeordnet wurde, wird im Hinblicke auf die Be⸗ 
ſtimmungen des Markenſchutzgeſetzes vom 7. December 1858, beziehungs⸗ 
weiſe auf den hiemit nicht im Widerſpruche ſtehenden Erlaß des k. k. 
Staatsminiſteriums vom 16. April 1861, 3. 6989, dann mit Rück⸗ 
ſicht auf den Inhalt der Markenſchutzconvention mit Nordamerika vom 
25. November 1871, R. G. Bl. Nr. 66, keine Folge gegeben, wornach 
die Statthalterei die weiteren Veranlaſſungen treffen wolle.“ v. W. 


Kechtsſätze, erſchloſſen aus oberſtbehördlichen Entſcheidungen 
in Tandesculturangelegenheiten. 


Competenz der Verwaltungsbehörden in Waſſerſachen. 


Es begründet in Bezug auf die Competenz der Verwaltungs⸗ 
behörden zur Entſcheidung über eine ſtreitige Waſſerleitung keinen Unter⸗ 
ſchied, ob das ſtreitige Waſſer auf ſeinem natürlichen Laufe für ein 
Unternehmen benützt wird oder nachdem dasſelbe zeitweilig durch ein 
Baſſin oder ſonſtiges Stauwerk aufgeftaut wurde und dann in einem 
natürlichen oder künſtlichen Gerinne wieder weiter fließt. Ebenſowenig 
begründet es in Bezug auf die Competenz einen Unterſchied, ob das 
Recht zur Waſſerleitung auf das Geſetz oder einen Vertrag oder ein 
ſonſtiges Beweismittel geſtützt wird; ſobald es ſich um einen Streit über 
Benutzung, Leitung und Abwehr der Gewäſſer handelt, ſind zur Ent⸗ 
ſcheidung hierüber nach dem Waſſerrechtsgeſetze die Verwaltungsbehörden 
und nicht die Gerichte competent. 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 31. Mai 1877, Z. 6103. 

Mangelhaft hergeſtellte Waſſerſchutzbauten. 

Wenn in einem Vergleiche die herzuſtellenden Waſſerſchutzbauten 
mangelhaft bezeichnet wurden, der Zweck derſelben aber im Vergleiche 
klar feſtgeſtellt iſt, kann von den Verpflichteten die nachträgliche zweck- 
mäßige Herſtellung auch dann gefordert werden, wenn ſie dem 
ie durch die mangelhaft bezeichneten Ausführungen nachgekommen 
ind. 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 2. Juni 1877, Z. 4551. 


Miniſterielle Competenz bei Pönfällen in Waſſerſachen. 


Wenn die Berufung nicht gegen ein Straſerkenntniß wegen Ueber⸗ 
tretung des Waſſerrechtsgeſetzes, ſondern nur gegen einen behördlich 
angedrohten oder ausgeſprochenen Pönfall gerichtet iſt, geht dieſelbe 


nicht an das Miniſterium des Innern, ſondern an das Ackerbaumini⸗ 


ſterium. 
Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 2. Juni 1877, 3. 5385. 


Berordnungen. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern nom 15. Juli 1878, 3. 9713, 
betreffend die Pockenkrankheit hei Schweinen. 


Nach einem Berichte der k. k. Statthalterei in Wien vom 10. Juli d. J., 
3. 18.768, wurde in mehreren Orten der Bezirke Hernals und Baden bei unga⸗ 
riſchen, von Oedenburg eingebrachten Futterſchweinen die Pockenkrankheit in 
größerer Verbreitung conſtatirt. 

Dieſelbe hatte bei der Mehrzahl der damit behafteten Thiere einen tödt⸗ 
lichen Ausgang, auch wurde bereits eine Infection deutſcher Schweine beobachtet. 

Die Krankheit verhält ſich bezüglich der Erſcheinungen, des Verlaufes und 
Ausganges fo wie die Pockenkrankheit der Schafe. Die k. k. n. ö. Statthalterei 
hat daher für vorkommende Fälle auch die Anwendung der bezüglichen Vorſchriften 
(88 57 und 58) des Thierſeuchen-Normale vom J. 1859 (mit Aus nahme der 
Impfung) angeordnet und die Beobachtung der im 8 6 des bezogenen Normale 
enthaltenen Verhaltungsmaßregeln gegen Schweinetriebe eingeſchärft. 

Ferner wurden die betreffenden Eiſenbahn⸗Directionen angegangen, bis 
auf Weiteres die für Schweinetransporte benützten Waggons, welche aus Ungarn 
kommen, nach jedesmaliger Benützung einer ordentlichen Desinfection zu unter⸗ 
ziehen und ohne vorſchriftmäßigen Viehpaß keine Schweine zum Transporte an⸗ 
zunehmen. 

Hievon wird die k. k. Statthalterei zur Veranlaſſung des weiters Geeig⸗ 
neten in Kenntniß geſetzt. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 20. Juli 1878, 3. 1635, betreffend 
Hauſirhandel und Gewerbsarbeiten der ſogenannten ſlovakiſchen Drahtbinder. 


Die Wiener Spängler⸗Genoſſenſchaft hat im Vereine mit einer großen 
Anzahl von Spänglermeiſtern aus 117 anderen Städten und Ortſchaften der 
öfterr. Kronländer ſich an das k. k. Miniſterium des Innern um Schutz gegen 
den unbefugten Hauſtrhandel der ſlovakiſchen Drahtbinder mit Blechwaaren und 
deren unbefugte gewerbsmäßige Ausübung von Spänglerarbeiten gewendet. 

Ju der Petition wird hervorgehoben, daß das geltende Hauſirpatent vom 
4. September 1852, R. G. Bl. Nr. 252, die ſogenannten „flovakiſchen Draht⸗ 
binder“ weder im 8 17 lit. e, wo fie unter den begünſtigten Individuen auf⸗ 
gezählt werden, noch in irgend einer ſonſtigen Beſtimmung- zum Hauſiren mit 
Blechwaaren berechtige, und daß die Blechwaaren ebenſo wenig auch unter den 
„Eiſenwaaren“, mit welchen laut Miniſterialerlaſſes vom 20. Juni 1866, 
3. 3205 M. J., die begünſtigten Bewohner des Sohler Eomitates hauſiren dürfen, 
verſtanden werden können, daß vielmehr unter den „ſlovakiſchen Drahtbindern“ 
ſchon nach der Wortbedeutung dieſer Bezeichnung nur jene Individuen begriffen 
fein können, welche — wie dies auch bis vor elwa 10—15 Jahren der Fall 
geweſen ſei — ſich mit dem Hauſiren mit Mäuſefallen, einfachen Drahtgegen⸗ 
ſtänden, mit der Zange leicht anzufertigenden Eiſenpfannen und mit dem Repa⸗ 
riren ſchadhafter irdener Gefäße mittelſt Draht befaßten. Seit etwa 10—15 Jahren 
hätten aber die gedachten ſlovakiſchen Drahtbinder nicht nur mit allerhand Blech⸗ 
waaren zu hauſiren, ſondern auch ſolche Waaren zu erzeugen und gewerbsmäßig 
im Herumwandern überhaupt alle jene Arbeiten zu verfertigen begonnen, zu 
welchen die Späuglermeiſter ſpeciell berechtigt ſeien. Dieſer Unfug habe von Jahr 
zu Jahr derart immer größere Ausdehnung gewonnen, daß heute die Draht⸗ 
binder an vielen Orten mehr Weißblech verarbeiten und Weißblech⸗Erzeugniſſe 
abſetzen, als die dort anſäßigen Spänglermeiſter, und daß ſie nicht nur alle 
in dieſes Gewerbe einſchlagenden Reparaturen machen, ſondern ſogar neue Bau⸗ 
und Thurmarbeiten herſtellen, in Geſellſchaften und Corporationen ſich verbinden, 
und große, mit allen Werksvorrichtungen und ſelbſt mit Hilfsmaſchinen verſehene 
Werkſtätten, wo bis zu 20 Mann beſchäſtigt werden, beſitzen. 

Dieſes werde nur dadurch erklärlich, daß die zur Ueberwachung dieſer 
Judividuen zunächſt berufenen Organe, namentlich die Gemeinden, die Polizei 
ſowie die Gensdarmerie und Finanzwache die dem Hauſirweſen nothwendig gebotene 
Beachtung nicht nur nicht gehörig widmen, ſondern mitunter ſich ſelbſt bei Auf⸗ 
forderung von anſaßigen Gewerbsgenoſſen unter verſchiedenen Vorwänden weigern, 
Amt zu handeln. 5 

Es könne täglich beobachtet werden, daß mit Außerachtlaſſung der Beſtim⸗ 
mungen der 88 3, 6, 8, 14, 15 des Hauſirpatentes mit einem einzigen, oft 
ſelbſt längſt erloſchenen Haufir⸗Documente eine größere Anzahl ſolcher fogenannten 
Drahtbinder unbeanſtändet den Hauſirhandel betreibt, ohne beim Betreten neuer 
Schauplätze ihres Unfugs das geſetzliche Viſum für Hauſirpäſſe einzuholen, und 
daß der größte Theil dieſer Leute das Alter von 24 Jahren nicht beſitzt, ja daß 


136 


ſelbſt kleine ſchulpflichtige Kinder — während die älteren Individuen einer ſolchen 
wandernden Gejellfchaft der Waarenverfertigung obliegen — hauſirend und bet⸗ 
telnd umherziehen. 

Inſoferne in der Petition wegen nicht gehöriger Handhabung der dort 
bezogenen Beſtimmungen des Hauſir⸗Patentes gegenüber den ſlovakiſchen Draht⸗ 
bindern Beſchwerde geführt wird, kann das Miniſterium des Innern nur neuer⸗ 
dings auf die vom k. k. Handelsminiſterium und vom Miniſterium des Innern 
in der neueren Zeit ergangenen Anordnungen hiuweiſen, mit welchen überhaupt 
eine genaue Handhabung der hinfichtlich des Haufirweſens beſtehenden Vorſchriften. 
eingeſchärft wurde. 

Was dagegen die Klage wegen Ueberſchreitung des Hauſirbefugniſſes durch 
die erwähnten Raſtelbinder betrifft, fo findet mau nach gepflo enem Einvernehmen 
mit dem k. k. Hondelsmin ſterium den Landesſtellen zu erinnern, daß darüber, 
mit welchen Waaren ein Hauſirer zu hauſiren berechtigt iſt, zunächſt ſein Hauſir⸗ 
document Aufſchluß gibt, die ſlovakiſchen Drahtbinder ſomit Blechwaaren dann feil⸗ 
bieten können, wenn ihr Hauſirbefugniß auf ſolche Waaren oder auf Eiſenwaaren, unter 
welche Weißblech, d. h. verzinntes Eiſenblech auch zu reihen iſt, lautet, und daß 
dieſelben, wenn fie nicht den Gewerbsſchein oder einen Erwerbſteuerſchein für 
das Spänglergewerbe beſitzen, als bloße Hauſirer in keinem Falle befugt erſcheinen, 
im Umherziehen Blechwaaren gewerbsmäßig zu erzeugen oder Spänglerarbeiten zu 
übernehmen (§ 1 des Haufirpatentes, Artikel XIV und XV des öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Zoll- und Handelsbündniſſes). 

Hiernach wolle die k. k. Statthalterei die betreffenden unterſtehenden Or⸗ 
gane anweiſen, in vorkommenden Fällen Amt zu handeln. 


Perſon alien. 


Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes 
bekleideten Finanzrath in Wien Michael Rauſcher zum Oberfinanzrathe bei der 
n. ö. Finanz⸗Landesdirection ernannt. s 

Seine Majeſtät haben den Finanzrath Theobald Demuth v. Hantes⸗ 
burg zum Oberfinanzrathe bei der n. 6. Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe der Prager Finanzprocuratur 
Dr. Franz Spéceny den Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Ignaz Mali anläßlich 
deſſen Penſionirung den Titel und Eharakter eines Statthaltereirathes tarfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Hofrathes 
bekleideten Statthaltereirathe Adolf Eckhardt eine erledigte Sectionsrathsſtelle 
im Miniſterium des Innern verliehen und den Miniſterialſecretär dieſes Mini⸗ 
ſteriums Leopold Szabel zum Statthaltereirathe bei der Leinberger Statthalterei 
ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Steuerinſpector im Küftenlande Jakob Negri 
den Titel und Charakter eines Steuer⸗Oberinſpectors verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthaltereiſecretär Franz Freiherrn v. Krauß zum Bezirkshauptmanne in 
Niederöſterreich, dann den Bauadjuncten Dr. Roman Molinari zum Ingenieur 
für den Staatsbaudienſt in Tirol und Vorarlberg und den Bauadjuncten Dominik 
Uukaſiewicz zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in der Bukowina 
ernannt. 

Der Miniſter des Aeußern hat die Errichtung von Conſularagentien in 
Sint und Ghirghe in Ober⸗Aegypten, ſowie die von dem leitenden k. u. k. 
Generalconſulate in Alexandrien verfügte Beſtellung des Elias Bisciai, bezie⸗ 
hungsweife Filtaus Butros zu k. u. k. Couſularagenten in den gedachten 
Städten genehmigt. 


Erledigungen. 


Rechnungsrathsſtelle beim Rechnungsdepartement der k. k. u. ö. Statt⸗ 
halterei mit 1400 fl. Gehalt und 600 fl. Activitätszulage, bis 10. September. 
(Amtsbl. Nr 187.) 

Kanzliſtenſtelle beim k. k. oberſten Rechnungshofe in der eilften Rangs⸗ 
claſſe, bis Ende September. (Amtsbl. Nr. 190.) 


Im Verlage der Perles'ſchen Buchhandlung (Wien, Bauern⸗ 
markt 11) iſt neu erſchienen: 


Die Dienſtboten⸗Ordnung für das flache Land von 


Niederöſterreich 
vom 22. Januar 1877, L. G. B. 6. 

Verſehen mit mehreren für den Amtsverkehr eingerichteten Formularien, 
dem Geſetzestexte und einem alphabetiſchen Sachregiſter. 
Bearbeitet und zuſammengeſtellt von 
Ar. Teopold Preleuthner, 


Conceptsprakticanten der k. k. n. ö. Statthalterei. 


Deuck der k. Wiener Zeitung. 
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